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Vera/Pevos: Oberstaatsanwalt und Staatsanwalt haben ihre Dienst-

pflichten verletzt 

 

Solothurn, 2. April 2009 – Der Regierungsrat hat Kenntnis genommen 

vom Bericht und Antrag der Disziplinaruntersuchungskommission 

(DUK) zum Verfahren gegen Oberstaatsanwalt Matthias Welter und 

Staatsanwalt Martin Zeltner. Die Kommission ist zum Schluss ge-

kommen, dass die beiden ihre Dienstpflichten in mehrfacher Hinsicht 

verletzt haben. Der Regierungsrat folgte dem Antrag der DUK und be-

schloss, die dienstlichen Verfehlungen mit einer Disziplinarstrafe zu 

ahnden und die Besoldung der beiden Beamten im Rahmen ihrer 

Lohnklassen um zwei Erfahrungsstufen herabzusetzen.  

 

Der Regierungsrat hatte das Disziplinarverfahren im August 2008 eröffnet, 

nachdem Staatsanwalt Martin Zeltner im Juli 2008 im Strafverfahren rund um 

den Zusammenbruch der Oltner Vorsorgestiftungen Vera und Pevos vor An-

hörung der Verteidigung auf eine Replik verzichtete und sich nach seinem 

Plädoyer in die Ferien verabschiedete. Als Folge war die Staatsanwaltschaft an 

den letzten Verhandlungstagen im grössten Wirtschaftsstraffall des Kantons 

Solothurn der letzten Jahre vor Gericht nicht vertreten. Alle Beschuldigten 

wurden freigesprochen. 

 

Der Regierungsrat stellte gestützt auf den Bericht der DUK fest, dass Staats-

anwalt Zeltner mit diesem Vorgehen Dienstpflichten verletzt hat; ebenso O-
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berstaatsanwalt Welter, der die Absenz gebilligt und seine Führungsverant-

wortung in diesem Fall unzureichend wahrgenommen hat. 

 

Als Disziplinarstrafe wird Martin Zeltner und Matthias Welter eine Lohnkür-

zung im Umfang von zwei Erfahrungsstufen auferlegt. (Zeltner rund 8'300 

Franken; Welter rund 10'000 Franken) 

 

Dazu kommen Verfahrenskosten von je 10'000 Franken. Gegen den Regie-

rungsratsbeschluss steht die Beschwerde an das Verwaltungsgericht offen. 

 

 

 

 


